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Beilage zu Nr . ss - er Karlsruher Zeitung .
Sonntag , 27 . April L8« 2 .

Badischer Landtag.

-j-fi Karlsruhe , 25 . Apr . Der von dem Abg . Hägelin
erstattete Kommissionsbericht über Aufsuchung und Prüfung
der seit dem letzten Landtage erlassenen provisorischen
Gesetze , Bekanntmachungen und Verordnungen
gelangt zu dem Ergebniß, daß keiner der vorliegenden Fälle
sich zur ständischen Reklamation eigne. Wir thcilen das
Wichtigste daraus unfern Lesern in Folgendem mit :

Seit dem letzten Landtag wurden verkündet :

Eine am 12. August 1861 zwischen der großh .
badischen und königl . preußischenNegieruug ab¬
geschlossene Etappenkonvention (Reg.-Blatt Nr . 44,
Seite 377) .

In dieser Konvention bewilligt erstere der letztern zur Be¬
nützung für die aus den hohenzollern 'schen Landen nach andern
preußischen Gebietstheilen , und umgekehrt, bestimmten Trup -
pentheile oder Rekruten - und Reservtransporte zwei Etappen-,
straßen , die eine in der Richtung von Stuttgart nach Mann¬
heim oder Frankfurt a . M . über Mühlacker , Bruchsal,
Heidelberg und umgekehrt ; die andere in der Richtung von
Sigmaringen oder Megkirch über Stockach , Engen , Donau-
eschingen , Neustadt und Freiburg nach Mannheim und um¬
gekehrt . — Sodann für die von und nach Rastatt kommenden
königl . preußischen Truppen, sofern solche nicht auf der Eisen¬
bahn befördert werden, drei weitere Etappenstraßen, und zwar
die eine in der Richtung von Saarbrücken nach Rastatt , von
der KnielingerBrücke über Mühlburg oder Daxlanden u . s . w .,
die andere in der Richtung von Mannheim über Schwetzingen ,
Wiesenthal , Eggenstein , Mühlburg nach Rastatt , und die
dritte in der Richtung von Heidelberg über Wiesloch , Bruch¬
sal , Durlach , Ettlingen nach Rastatt . Bezüglich auf diese
drei letztern Straßen blieb aber die Verabredung über die
Etappenorte und deren Bezirke , sowie über Berechnung der
Entfernung eurer besondern Uebereinkunft Vorbehalten , bis
dahin auch die konventionsmäßige Benützung derselben ausgc-
setzt . Bezüglich auf die beiden erstern Straßen aber trat die
Konvention schon mit dem 15 . August 1861 in Kraft und es
hat auf der einen die Beförderung der Mannschaft und der
Transporte stets auf der Eisenbahn stattzufinden , während
auf der andern eigene Etappenbezirke von Sigmaringen oder
Meßkirch an bis Freiburg bezeichnet und dem diese durch -
marschirenden königlich preußischen Militär ein Rasttag , und
zwar beim Marsche von Sigmaringcn bis Koblenz zu D o-
naue schin gen , und beim Marsche von Koblenz nach Sig¬
maringen zu Neustadt von der großh . Regierung gestattet ,
zugleich aber auch den Bewohnern sowohl dieser, als auch der
übrigen noch zu bestimmenden Etappenbezirke verschiedeneVer¬
pflichtungen auferlegt worden .

Diese Bewohner haben die Offiziere und Kriegsbeamtenmit
Offiziersrang da, wo solche in Gasthöfen gegen Bezahlung ein
angemessenes Unterkommen nicht finden , zu bcquartieren, be¬
ziehungsweise ihnen ein Zimmer mit einer den Ortsverhält¬
nissen entsprechenden Einrichtung nebst erforderlicher Heizung
und Beleuchtung anzuweisen und für die Unterkunft ihrer
Diener zu sorgen , die Mannschaft vom Feldwebel oder Wacht¬
meister einschließlich abwärts und die Militärdiener dieses Gra¬
des aber nichtnur zu bequartieren , sondern auch nach Vorschrift
der Konventionzu beköstigen , die unterwegs erkrankten Mili-
tarpersonen , sofern sie nicht weiter transportirt, auch in einer
Zivilanstalt oder in einem öffentlichen Gebäude nicht unter -
- rbracht werden können , in ihre Privatwohnungen auszu -
vehmen, reinliche Stallungen für die zum Transportgehörigen
Dienstpferde bereit zu halten und die erforderliche Fourage
nebst hinlänglichem Streustroh , soweit die Truppen damit
nicht versehen sind , von Gemeinde wegen zu liefern , die nöthigen
Transportmittel , bestehend in zweiräderigen und vierräderigen
Karren und Leiterwagen , in angeschirrten Vorspannpferden
und geeiguetensalls in Reitpferden für die Offiziere beizu-
ichafsen und die verlangten Fußbotenund Wegweiser zu stellen,
«uch die zurückgelassenen kranken Pferde zu pflegen u . s . w .

So genau nun einerseits die Verpflichtungen , welche die
^ ewohner der Etappenbezirke sowohl, als auch jene der Halt -
fiationen an der Eisenbahn nach dieserUebereinkunft zu über-
uehmen haben, hervorgehoben sind, so unklar ist darin anderer¬
seits die weitere Frage behandelt : welche Vergütungen , von
Welcher Seite und in welchem Betrage für die bedungenen
Leistungen zu bezahlen sind . — Es ist zwar aus einzelnen Be¬
stimmungen zu entnehmen , daß alle Offiziere und Kriegsbe-
amten mit OsfizierSrairg , sie mögen einquartiert sein oder nicht,
V auf eigene Rechnung zu verpflegen und, wenn sie auf dem
Marsche erkranken, ihre Verköstigung , sowie den ganzen wirk¬
ten Aufwand für Ouartterverpflegung, Medikamente und
Etliche Behandlung selbst zu bestreiten haben , während das
Atgl . preußische Kerar für sie und für alle auf dem Marsche
Krankten Militärpersonen, wenn dieselben mit Tod abgehen,
me Beerdigungskosten nach der polizeilich festgesetzten ortsüb -
uchen Taxe übernimmt — Art . 9und 12 der Uebereinkunft —,

für kranke zurückgelassene Dienstpferde die Kurkoften auf
m» durch die großh . Etappenbehörde attestirten Rechnungen
Usütet und alle Bedürfnisse an Wagen , Reparaturen , Be-
t.» L*" ^ r Pferde, Schuhen und ähnlichen Dingen von dem
" ^ 'narschircnden Militär nach den ortsüblichen Preisen be-

werden sollen — Art . 16 —, daß die großh . Amtsärzte,
,, und Wundärzte für die für erkrankte Militärs aus -
« l lltnden Atteste nach Vorschrift der badischen Medizinal-

ordnuug Entschädigung erhalten — Art . 17 — , und daß
endlich für die zum Truppentransporte gehörigen Dienstpferde
von dem Quartiergeber außer der Stallung nur das zum
Neinhalteu des Stalles erforderliche Geräthe zur Vergütung
gefordert werden könne, während ihm der entfallende Dünger
verbleibt und nebenbei für die Streu und Stallbeleuchtung
Entschädigung zu leisten ist . Dagegen wird darüber nichts
gesagt , welche Vergütung die Quartiergeber für das an die
Offiziere und Kriegsbeamte mit Offiziersrang abzugebende
Quartier nebst erforderlicher Heizung und Beleuchtung und
für Bequartierung und Verpflegung der Mannschaft, vom Feld¬
webel oder Wachtmeister einschließlich abwärts — Art . 10 — zu
fordern berechtigt sind und in welchem Betrage und in welcher
Weise sie diese Forderung zu liquidiren haben .

Aus Art . 9 ist zu entnehmen , daß die so eben genannten
Offiziere und Kriegsbcamten mit Offiziersrang eine tarif¬
mäßige Entschädigung zu bezahlen haben , sowie auch aus
Art . 3 hervorgeht , daß wegen der übrigen Leistungen be¬
stimmte Preise zwischen den beiderseitigen Regierungen ver¬
abredet worden ; da jedoch ein desfallsiger Tarif , aus welchem
die Preise zu entnehmen wären , nicht mitverküudet wurde, ob¬
gleich , wie schon erwähnt, die fragliche Uebereinkunft schon am
15. August 1861 in Kraft getreten ist , so hielt sich Ihre Kom¬
mission nach Vergleichung der Art . 3 und 9 mit den Art . 24,
25 und 26, welcher letztere wörtlich sagt :

„In etwa vorkommenden Fällen , welche in der gegen¬
wärtigen Uebereinkunft nicht vorgesehen sind , sind die be¬
züglichen badischenGesetze und Verordnungen maßgebend "

zur Annahme berechtigt , es seien dieselben Gebühren und
Vergütungen, beziehungsweise dieselben Tarifsätze , für das
königlich preußische Militär in allen Fällen , in welchen eine
spezielle Ausnahme nicht gemacht ist , als maßgebend angenom¬
men worden , welche für die im Frieden auf dem Marsche sich
befindlichen großh . badischen Truppen im Wege der Gesetz¬
gebung geregelt worden sind . Diese Annahme wurde auch
von der großh . Kriegöverwaltung auf eine an dieselbe ge¬
stellte mündliche Anfrage als die richtige bestätigt , und führt
min zur Erörterung der weitern Frage, ob die großh . Regie¬
rung dies mit Umgehung des ständischenZustimmungsrechtcs
thun konnte ?

Ihre Kommission , meine Herren ! glaubt diese Frage und
zwar schon deßhalb verneinen zu müssen , weil die den Bewoh¬
nern der Etappenbezirke und Haltstationen an der Eisenbahn
durch vorliegende Uebereinkunft auferlegten Verpflichtungen
eine Beschränkung der persönlichen Freiheit und eine solche
des Eigenthums von Staatsangehörigen enthalten , sonach die
Bestimmungen der §§ . 65 und 67 der Versassungsurkuude
ihre Anwendung finden . Zudem ging man sowohl im Jahr
1844 als auch im Jahr 1860 bei der gesetzlichen Feststellung
des Betrages der Entschädigungssumme für großh . badische
Truppen (Neg . -Bl . vom Jahr 1844 , Nr. 8 und 11 und
Reg . -Bl . vom Jahr 1860, Nr . 28) von der Ansicht aus , daß
die Einquartierungslast als eine allgemeine Laudeslast betrach¬
tet werden müsse , indem möglicher Weise jene Truppen in alle
Landestheile entsendet werden könnten , und daß die Beträge,
welche die Pflichtigen zu wenig erhalten , immerhin wieder der
großh . Staatskasse zu gut kommen , weßhalb auch die Tarif¬
sätze stets unter dem wirklichen Werthe der Leistungen geblie¬
ben sind . Hätte man auch auf Truppen anderer deutschen
Staaten, die in Friedenszeiten durch das badische Land mar-
schiren, Rücksicht nehmen wollen, so wären jene Tarifsätze be¬
deutend höher gegriffen, und dem wahren Werthe der Leistun¬
gen mehr angepaßt worden , wofür das Protokoll über die 46.
öffentlicheSitzung der II . Kammer vom 28. April 1860 einen
schlagenden Beweis liefert . Hier wurde nämlich auf eine
Anfrage des Abgeordneten Frlck , ob der Tarif für die Stel¬
lung von Militärfuhren etwa auch bei dem Transporte könig¬
lich preußischer Truppen maßgebend seie ? vom Herrn Regie¬
rungskommissär Geh . Kriegsrath v . Froben erwiedert , daß so¬
wohl bezüglich der Stellung von Militärfuhren als bezüglich
der Quartierverpflegung jener Truppen mit der königlich
preußischen Regierung Unterhandlungen eingeleitet seien,
welche jedoch ihren Abschluß noch nicht erlangt hätten.

Erscheinen nun schon von diesem Gesichtspunkte aus be¬
trachtet die in der abgeschlossenen Etappenkonventivn verein¬
baren Tarifsätze als unzureichend , jedenfalls aber an die
ständischeZustimmunggebunden, so wird beides noch aus dem
fernern Grunde um so mehr der Fall sein , weil in jener Kon¬
vention nur einzelne Bezirke und immer nur diese Be¬
zirke für Pflichtig erklärt werden, und weil diejenigen Summen ,
welche die Pflichtigen weniger als die volle Entschädigung er¬
halten , nicht der großh . badischen , sondern der königlich
preußischen Staatskasse zufließen , und weil endlich die könig¬
lich preußische Regierung in Art . 3 der Konvention selbst
anerkannte, sie bezahle weniger als die volle Entschädigung ,
indem dort gesagt ist , es solle für jene königlich preußische
Truppen , welche die Etappenstraßen und Orte nicht einhalten,
die Entschädigung nicht nach dem verabredeten Preise (badi¬
schen Tarife), sondern nach den wirklichen Kostenprci -
s e n bezahlt werden . Wollte man sich endlich auf die §§ . 9
und 18 der hieher bezüglichen Gesetze vom 11 . April und 23.
Mai 1844 (Reg . -Bl. Nr . 8 und 11) berufen , wornach diese
auch auf Truppen anderer Bundesstaatenbeiallge meine n
Bundeszweckew . Anwendung finden sollen , so paßt diese
Bestimmung nicht auf vorliegenden Fall , indem es sich hier
zunächst nur um Entsendung königlich preußischer Truppen
nach den hohenzollern'schen Landen und wieder zurück, also um
keine allgemeinen Bundeszwecke handelt , zumal nach Art. 2
der Konventton die Benützung der drei weitern nach derBun-

desseftung Rastatt führenden Etappcnstraßen noch ausgesetzt
blieb .

Meine Herren! Wenngleich, wie nachgewiesen , ein Antrag auf
Reklamationder ofterwähntenEtappenkonventionvom12 .Aug .
1861 , den Ihre Kommission nach der früheren Sachlageauch zu
stellen beabsichtigte , geboten war , so wird von einem solchen
bei jetzt geändertenVerhältnissen , wenigstens zur Zeit , noch
Umgang genommen werden sollen. Nach einer von der großh.
Regierung erhaltenen Mittheiluug ist zwischen der königlich
preußischen und der königlich württcmbergischen Regierung
ein Uebcreinkommen abgeschlossen worden ^ wornach für die
aus den hohenzollern 'schen Landen nach andern königlich
preußischen Gebietstheilen, und umgekehrt, bestimmten könig¬
lich preußischen Truppentheilc oder Rekruten und Ncscrv-
transporte eine Etappenstraße durch königlich württem-
bergischeö Gebiet gewonnen wurde und dieselben daher , wo
diese Beförderungsweisedie kürzere ist , die württembergische
Eisenbahn benützen und dann erst bei Bruchsal das Gebiet
des Großherzogthums berühren werden . Desgleichen ist in¬
zwischen für die aus den hohenzollern'schen Landen nach Ra¬
statt bestimmten königlich preußischen Truppen , wofür die
Etappenkonvention vom 12. August 1861 noch maßgebend
bleibt , eine weitere Etappcnstraßcdurch das königlich würtem-
bergische Gebiet vereinbart worden , die das badische Land auf
der kürzesten Linie, von Freudenstadt über Ottenhöfen bis zur
nächsten Eisenbahnstation, Achern, durchzieht. Die von Seite
der großh. badischen und königlich preußischen Regierung we¬
gen der letzterwähnten Linie bereits eingeleiteten Unterhand¬
lungen seien ihrem Abschluß nahe und es sollen sowohl dieser
Vertrag als auch die frühere Etappenkonventivn den Ständen
zur Kenntnißnahme und , soweit erforderlich, zur Zustimmung
noch auf diesem Landtage vorgelegt werden.

Damit glaubte Ihre Kommission , jedoch unter Wahrung
der ständischen Rechte , sich einstweilen beruhigen zu können
und stellt Ihnen deßhalb den

Antrag : „ Die hohe Kammer wolle in der Erwartung ,
die großh. Regierung werde, und zwar noch auf diesem Land¬
tage , sowohl tue Etappenkonventivn vom 12 . August 1861 als
auch den wegen einer von Freudenstadt über Ottenhöfen nach
Achern führenden weitern Etappenstraßc mit der königlich
preußischen Regierung noch abzuschließendcn Vertrag den
Ständen vorlegen , von einer Reklamation der ersterwähnten
Etappenkonvention zur Zeit Umgang nehmen.

" .
Eine AllerhöchstlandeSherrlich c Entschlie¬

ßung vom 5 . September 1861 (Reg . - Bl . Nr . 43 ,
Seite 335) , welche den zum Vollzüge d es die recht¬
liche Stellung der Kirchen und kirchlichen Ver¬
eine im Staate betreffenden Gesetzes vom 9.
Oktober 1860 einer Generalsynode vorgelege¬
nen Entwürfen

1 . eines kirchlichen Gesetzes über die Verfassung der ver¬
einigten evangelisch-protestantischen Kirche des Großher¬
zogthums ;

2 . eines kirchlichen Gesetzes über die Einführung dieser Kir¬
chenverfassung , und

3 . eines kirchlichen Gesetzes über die Eintheilung der evan¬
gelisch - protestantischen Pfarreien nach Einkommens¬
klassen,

wie diese Entwürfe aus der Berathung der Generalsynode
hervorgegangeu sind , die staatliche Genehmigung — unbe¬
schadet der durch das oben erwähnte Gesetz vom 9 . Oktober
1860 dem Staate vorbehaltenen Rechte — ertheilt hat.

Jene nunmehr zu Kirchengesetzen erhobenen Entwürfe sind
nebst Allerhöchster oberbischöflicher Sanktion belobter Ent¬
schließung beigedruckt und geben Ihrer Kommission zu folgen¬
den BemerkungenVeranlassung : Nach § . 9 des ersterwähn¬
ten , die Kirchenverfassung betreffenden Gesetzes hat jedes
Kirchengemeindeglicd die Pflicht , den es treffenden Theil der
Kirchenlastenzu übernehmen ; bleibt es mit Bezahlung dieser
kirchlichen Umlagen über ein Jahr lang im Rückstände, so
ruht nach dem Schlußsätze des § . 14 dessen Stimmrecht in
der Kirchengemeinde -Versammlung . Durch die Zustimmung
der letztern werden die Beschlüsse des Kirchengcmeinderathcs
über Beischaffung der zu den kirchlichen Bedürfnissen erforder¬
lichen Mittel, die im Voranschläge nicht vorgesehen sind und
die Zuständigkeit des Kirchengemeinderaths übersteigen (8 -37) ,
sowie über Umlagen zur Deckung jener kirchlichen Bedürfnisse
auf die Gemeindeglieder oder Aufnahme von Anleihen nach
§ . 22, Ziff . 4 und 5 vollzugsreif . Ebenso ist nach § . 79,Ziff .
6 . der Landesgemeinde , Generalsynode , das Recht eingeräumt ,
nach den Vorlagen des Obcrkirchenraths allgemeine, von den
einzelnen Kirchengemeinden nach § . 117 aufzubringende
Kirchenausgaben und deren Dcckungsmittel zu bewilligen,
was vorläufig in der Weise zu geschehen hat, daß dieselben
nach der Zahl der Stimmberechtigten auf die einzelnen Kir¬
chengemeinden vertheilt und von diesen wie die kirchliche»
Ortslasten beigebracht werden . Hiernach scheint sowohl den
einzelnen Kirchengemeindcn , als auch der Landesgemeinde,
Generalsynode, das Recht zugestanden worden zu sein, Auf
lagen auszuschreiben und von den Kirchengemeindegliedern
im ZwangSwege zu erheben, was nach 8- 53 der Verf . -Urk.
ohne Zustimmung der Stände nicht geschehen darf. Vergleicht
man aber oben erwähnte AllerhöchstlaiidesherrlichcEntschlie¬
ßung vom 5. Sept . 1861, wornach den dort benannten drei
Kirchengesetzen die Staatsgcnehmigung nur unter der aus¬
drücklichen Wahrung der dem Staate durch das Gesetz vom
9 . Oktober 1860 vorbehaltenen Rechte ertheilt worden , mit
dem § . 16 des letzterwähnten Gesetzes , wornach Verfügungen
und Erkenntnisse der Kirchengewalt gegen die Freiheit oder



gegen das Vermögen einer Person , wider deren WiAn », nur

von der Staatsgewalt Md nur unter der Voraussetzung voll¬

zogen werden können , daß sie von der zuständigen Staatsbe¬

hörde für vollzugsreif erklärt worden sind , so wird schon dar¬

aus hervorgehen , daß der Kirche keineswegs das Recht einge -

räumt worden , ihre über Beibringung kirchlicher Bedürfnisse

gefaßten Beschlüsse im Zwangswege in Vollzug zu setzen und

daß selbst die Staatsgewalt wegen des in Mitte liegenden

8 - 53 der Vers . - Urk . solche Beschlüsse ohne ständische Zustim¬

mung nicht für vollzugsreif erklären dürste , weshalb auch der

8 - 116 in die Kircheuverfassung ausgenommen und in dem¬

selben ein allgemeines , also ein mit den Ständen zu verein¬

barendes Gesetz über die Aufbringung der kirchlichen Lasten

in den einzelnen Kirchcngemeinden in Aussicht gestellt wurde .

Wenn nun derselbe § . 116 noch ferner sagt , daß für die

Zwischenzeit , nämlich bis zum Erscheinen des zugesicherten

Gesetzes , in jeder Gemeinde der Kirchengenwinderath mit Zu¬

stimmung der Kirchengemeinde -Versammlung zu bestimmen

habe , in welcher Weise die für kirchliche Bedürfnisse nöthigen

Mittel beizubringen seien , und daß jede Abänderung in der

seither üblichen Aufbringungsweise der Zustimmung des

Oberkirchenrathes bedürfe , so wurde damit lediglich nur die

seitherige mit keinem Zwangsrechle verbun¬

dene Uebung beibehalten , keineswegs aber neue Rechte ,

zu welchen die oben schon erwähnte , in 8 - 14 des skirchcnge -

setzes enthaltene Bestimmung nicht gezahlt werden darf , ge¬

schaffen und deshalb auch keine Veranlassung zu einer allfäl¬

ligen Beanstandung gegeben . Das letztere , die Eintheilung

der evangelisch -protestantischen Pfarreien nach Einkommens¬

klassen betreffende Gesetz , welches zum Vollzüge der 88 - 400

und 103 des ersterwähnten erlassen worden , gibt den evange¬

lisch-protestantischen Geistlichen nur nach Maßgabe ihres

Dienstalters Anspruch auf den Genuß des Einkommens einer

zur Bewerbung ausgeschriebenen Pfarrstelle , und verpflichtet

dieselben , bis zur Erreichung dieses , in 8 - 5 bestimmten Dienst¬

alters , den über ihre Ansprüche hinausgehenden Theil des

Einkommens der Psarrstelle an die Zentralpfarrkasse abzu¬

geben , deren Mittel zu Zulagen für einzelne Geistliche nach

Vorschrift des 8 - 102 der Kirchenverfassung verwendet werden

sollen . Durch diese Bestimmungen wird nun zwar die Ver¬

fügungsgewalt über den Grundstock des Pfründevermögens

nicht geändert , dagegen aber in einzelnen Fällen der Pfrün¬

degenuß , mittelst Auferlegung einer Abgabe auf deren Er¬

trag , beschränkt , weshalb schon bei Berathung des betreffenden

Gesetzentwurfes durch die Generalsynode die Frage sich auf¬

werfen mußte , ob eine solche Beschränkung , wodurch eine oder

die andere Kirchspielsgemeinde einen Pfarrer erhalten kann ,

welcher eine geringere Besoldung für die Versetzung seines

Amtes empfängt , als wozu der Ertrag der Pfründe ausreichen

würde , nach den Grundsätzen des bestehenden Rechts zulässig

und insbesondere mit dem § . 20 der Berf . -Urk ., wornach das

Kirchengut und die eigenthümlichen Güter und Einkünfte der

.Stiftungen u . s . w . ihrem Zwecke nicht entzogen werden dür¬

fen , nicht im Widerspruch siche .

In einem , über erwähnten Entwurf von den Herren Ge¬

heimrath vr . Rau und Hofgerichtsrath Or . Guyet seiner Zeit

erstatteten Kommisstonsberichte wurde auch auf eine nähere

Erörterung dieser Frage eingegangen und unter Bezugnahme

auf das auch für die protestantische Kirche in vielen seinen

Bestimmungen wenigstens subsidiär ailtige kanonische Recht ,

auf die Markgräfliche Kirchenraths -Jnstruktion von 1797 ,

sowie auf das t . Konstitutionsedikt vom 14 . Mai 1807 , die

Kirchenverfassung betreffend , nachzuweisen versucht , daß jener

Entwurf durch die von ihm bezeichnet Verwendbarkeit der

Psründeinkünfte keinen dem Pfründezweck fremden , sondern

einen gleichartigen Zweck zu erreichen strebe , indem er die

beste und ersprießlichste Ausübung des geistlicheil Amtes durch

die gemeinsame Herbeiziehung des Einkommens aller Pfarr -

pfründen des Landes bezwecke, und damit , insoweit die Fun -

dation der Pfründe aus Stiftungen beruht , auch dem unter¬

stellbaren Willen der Stifter entspreche , daher kein Recht ver¬

letze und auch das Gebot des § . 20 der Verf .-Urkunde befolge .

Gleichwohl mußte nebenbei zugegeben werden , daß mit Rück¬

sicht aus die in erwähntem 8 . 20 der Verfassungs -Urkunde

anerkannte , und den zivilrechtlichen Grundsätzen über die

Wirksamkeit der Schenkungen und Vermächtnisse entsprechende

Unantastbarkeit der Stiftungözwecke in den Fällen von der

ausgestellten allgemeinen Siegel Ausnahmen stattzusindcn

haben , wenn etwa erweislich Bezirks - oder Lokalstiftungen

mit dem besonderen Zwecke bestehen sollten , aus deren

Ertrag ausschließlich die Pfarrer der betreffenden Kirch¬

spiele zu erhalten , und wenn zugleich das Erträgniß von sol¬

chem Stiftungsvermögen das Einkommen der untersten Klasse

des § - 3 des Entwurfes übersteigt , da cs andern Falls in

letzteres eingerechnet werden müßte . Dieser Ausnahme Raum

zu geben , beantragte die ^ ynodalkommission , den 8 - 7 des

Entwurfes in folgender Weise zu fassen :

„ Mit Rücksicht auf besondere örtliche , persönliche oder auf

Stiftung beruhende Verhältnisse kann eine nach den 88 - 2

und 6 zu bestimmende Abgabe ganz oder teilweise erlassen

werden . " —

Wenn man nun auch voll der Frage , ob die Einkünfte der

kirchlichen Stiftungen zu andern , obschon gleichartigen kirch¬

lichen Zwecken , als welchen sie ursprünglich gewidmet worden ,

verwendet werden dürfen , absehen und die von jener Kom¬

mission vertheidigte , auch katholischer Seits festgchaltenc , An¬

sicht theilen will , so würde selbst in diesem Falle die von ihr

gewählte und nachmals in das betreffende Kirchengesetz auf »

genommene Fassung des 8 - 7 den damit beabsichtigten Zweck

nicht erreichen . Das dort gebrauchte fakultative Wort „kann "

überläßt es nämlich der Kirchenregierung , welche ohnedies

nach 8 - 6 jenes Gesetzes in jedem einzelnen
'
Falle zu bestim¬

men hat , in welchem Betrage und auf wie lange die von den

Geistlichen zu übernehmenden Abgaben zur Zentralpfarrkasse

«inzuzahlen sind , ob sie jener , durch 8 - 20 der Derf . -Urk . ge¬

botenen Ausnahme von der allgemeinen Regel stattgebeu

wolle oder nicht , während doch nachgewiesen worden , daß eine

solche Ausnahme stattfindcn müsse , daher der 8 . 7 in einer

entsprechendere ^ Wenfalls in folgender Weise hätte
'
gefaßt

werden soO « : > K - Z H V L - V -

„Mit Rücksicht auf besondere örtliche oder persönliche Ver¬

hältnisse ka nn , bei solchen aber , die auf Stftungen beruhen ,

muß eine u . s. w .
"

Eine solche Fassung würde die Kirchenregierung verpflich¬

ten , vorerst zu untersuchen , ob das Einkommen einer zur Be¬

werbung ausgeschriebenen Psarrstelle auf einer mit dem be¬

sonder « Zwecke bestehenden Bezirks - oder Lokalstiftung be¬

ruhe , aus dessen (Ertrag ausschließlich den Pfarrer des

betreffenden Kirchspiels zu erhalten , ob dieses Erträgniß das

Einkommen der untersten Klaffe ( 8 - 5 des Gesetzes ) über¬

steige und sofort bejahenden Falls eine Ausnahme von der

allgemeinen Regel ftatlsinden zu lasten . Da jedoch von Seite

der großh . Regierung die Erklärung abgegeben worden , daß

derartige Bezirks - und Lokalstiftungen mit einem das Ein¬

kommen der untersten Klasse übersteigenden jährlichen Er¬

trage nicht bestehen , sonach die beanstandete Fassung des er¬

wähnten 8 - 7 auch von keiner praktischen Folge sein kann , so

glaubte Ihre Kommission , welcher ebenfalls keine solche Stif¬

tungen bekannt geworden , sich auf obige Andeutungen be¬

schränken zu sollen .
Zwei Allerhöchstlandesherrliche Entschließun¬

gen vom 20 . November 1861 , die Besetzung der

katholischen Kirchenpfründen und die Verwal¬

tung des katholischen Kirchenvcrmögens betref¬

fend (Regbl . Nr . 52 , Seite 444 und 465 ) .
Die ersterc , erlassen zum Vollzüge der 88 - 9 und 17 des

Gesetzes vom 9 . Oktober 1860 über die rechtliche Stellung

der Kirchen und kirchlichen Vereine im Staate , hat in Folge

einer mit dem Herrn Erzbischof stattgefundenen Verständi¬

gung der landesfürstlichen Präsentation — 304 Pfründen

zugeschieden , der freien Verleihung des Herrn Erzbischofs aber

deren 163 überwiesen , und bezüglich auf die noch übrigen 132

Pfründen angeordnet , daß , in so lange eine anderweitige Be¬

stimmung nicht getroffen wird , die Anmeldungen der Bewer¬

ber um dieselben bei der Staatsregierung zu erfolgen haben ,

welche solche dem erzbischöflichen Ordinariate mittheilen und

die ihr etwa in bürgerlicher oder politischer Beziehung mißfäl¬

ligen Bewerber unter Angabe der Gründe bezeichnen wird .

Das erzbischöfliche Ordinariat wird hierauf aus der Zahl der

Bewerber der Staatsregierung drei Vorschlägen , von welchen

Se . Königl . Hoheit der Großherzog einen designiren werden .

Da es sich hier um eine gütliche Ausgleichung des zwischen

dem Staate und der katholischen Kirche über das Recht zur

Besetzung der Kirchenpfründen schon lange angedauerten
Streites handelte , auch der großh . Regierung durch den 8 - 17

des oben erwähnten Gesetzes anheimgegeben worden , über die

landesherrlichen Patronate anderweitige Bestimmungen im

Wege der Verordnung zu treffen und dies durch vorlie¬

gende Entschließung geschehen ist , so bietet sie keinen Grund

zu einer Beanstandung .
Die zweite mit dem Hrn . Erzbischof ebenfalls vereinbarte ,

Allerhvchstlandeöherrliche Entschließung enthält Bestimmun¬

gen über die Verwaltung desjenigen katholischen Kirchenver¬

mögens , welches nach 8 - 10 des Gesetzes vom 9 . Oktober

1860 , anderer Anordnungen durch die Stifter unbeschadet ,
unter die gemeinsame Leitung der Kirche und des

Staates gestellt worden , und läßt nach 8 - 6 das Vermögen

der kirchlichen Distriktsstistungen durch Kommissionen ver¬

walten , die zur Hälfte von der großh . lltegicrung , zur Hälfte

von dem Herrn Erzbischof aus den Katholiken des Distrikts

gewählt werden und sämmtlich beiden Theilen genehm sein

müssen , während nach 8 - 4 derselben Entschließung das ört¬

liche , das ist das für einen einzelnen Pfarrbezirk bestimmte

Vermögen durch eine von den Katholiken der Pfarrei unter

Leitung des geistlichen Vorstandes auf einen Zeitraum von

sechs Jahren zu wählenden Stistungskommission verwaltet

werden solle .
Gegen die ersterwähnte Verwaltungsweise läßt sich das Be¬

denken erheben , daß dieselbe dem zu vollziehenden Gesetze , wor¬

nach bei der Verwaltung des kirchlichen Distrikts - und Orts -

vermögensdieberechtigtenGemeindenvcrtreten sein müssen ,

weniger entspreche , als die letztere , weildvrt die Vertreter nicht

wie hier aus einer freien Wahl der zu vertretenden Berech¬

tigten hervorgehen , sondern vielmehr von der großh . Regie¬

rung und dem Herrn Erzbischof ernannt werden . Dabei

darf aber nicht übersehen werden , daß das zu vollziehende Ge¬

setz, ohne ein oder die andere Vertretungsweise zu bestimmen
oder anzudeuten , sich nur im Allgemeinen dahin ausgespro¬

chen , daß bei jener Verwaltung die berechtigten Gemeinden

vertreten sein müssen , und daß ein Rückblick auf die seitherige

Verwaltung des kirchlichen und weltlichen Distrikts - und

Ortsvermögens auch zeigt , wie diese von je her eine verschie¬
dene war . Die Verordnungen vom 10 . April 1833 ( Regbl .

Nr . 18 , S . 97 ) und vom 21 . November 1820 ( Regbl . vom

Jahr 1827 , Nr . 1 ) , sowie vom 10 . Mai 1825 ( Regbl . vom

Jahr 1828 , Nr . 21 ) stellten die Lokalftiftuugen unter die

Aufsicht der betreffenden Kreisregierungen und ließen diesel¬
ben zunächst durch einen Kirchen - oder Stiftuugsvorstand mit

der Befugniß verwalten , wie sie ihm jene Verordnungen ein -

räumtr « . Er bestand aus dem katholischen Pfarrer des Orts und

dem ersten weltlichen ktttholischeu Vorsteher desselben , sodann , se
nach der Größe der Gemeinde und der Beträchtlichkeit der

Stiftung , auS 4 bis 6 katholischen, , von der Kirchengemeinde
des OrtS - gewählten Gemeindcmitgliedcru , also ln ähnlicher

Weise , wie dies jetzt der Z . 4 der jüngsten Entschließnng ver¬

schreibt . Auch solche Distriktsstistungen , welche sich
nur auf einen Kreis oder doch nur zu einem geringe » Theil

auf einen andern Kreis erstreckten , übergingen nach jenen Ver¬

ordnungen aus der unmittelbaren Verwaltung der dortmali¬

gen Kirchensektionen m jene der betreffenden Kreisregierungen ,
welche letztere ihre Verfügungen an die von ihnen selbst

ausgestellten Verwalter zu erlassen hatten , und nur ausnahms¬

weise da einen ähnlichen , mit denselben Befugnisse « versehenen

VerwaltungSrath , wie bei Lokalstiftungen , bilden konnten , wo

eS mit den verschiedenen Interessen au der Stiftung vereinbar »

lieh erschienen . Da jedoch das bei den Krcisrcgicrunzcn an «

gestellte StiftungSrevisionö - Personal nicht alle dahin ge«

wieseuen Lokal « und Distriktsstistungen bewältigen konnte , so

blieben noch mehrere der letzteren , heben den allgemeinen

kirchlichen Fonds , in der unmittelbares Bei rMtung der Kir -

chensekiionen , jetzt des katholischen Dberkir
'
chenrahksj der solche

durch von ihm aufgestellte Berrechncr verwalten ließ . Der

Grund , warum bei den Distriktsstistungen überhaupt nicht die¬

selbe Vertretungsweise der jeweils berechtigten Gemeinden ,
wie bei Lokalstiftungen angeordnet worden , mag zunächst darin

gelegen sein , weil man dieselbe , wenigstens in der Regel , für

minder zweckmäßig und für vrel zu kostspielig erachtete , und

deßhalb de« betreffenden Staatsbehörden , unter dcren

alleinigen Leitung das Sttstungüvermögen überhaupt

dortmals verwaltet worden , im LerorbnungSwege anheim¬

gegeben hat , in einzelnen , sich dazu eignenden Fälle » ,
wie z . B . bei den Fonds der Mittelschulen « . s. w . , be¬

sondere Verwaltungsräthe , in andern Fällen aber ergcn «

Verwalter zu bestellen . ( § § . 8 und 10 der Verordnung

vom Jahr 1833 .) Wenn nunmehr Mch das Gesetz vom

9 . Oktober 1860 jene Verwaltung , insoweit sie das zu kirch¬

lichen Bedürfnissen bestimmte Vermögen betrifft , unter die ge¬

meinsame Leitung der Kirche und des Staates gestellt und

eine Vertretung der bei kirchlichen Orts - und Distriktsstiftun¬

gen berechtigten Gemeinden verlangt hat , so wurden dadurch
die einer gleichartigen Vertretung bei beiderlei Stiftungen

früher entgcgengestandenen Schwierigkeiten noch keineswegs

beseitigt , deßhalb der 8 - 6 der Entschließung die dort bezeich,

neten Kommissionen als Auögleichungsmitlet gewählt haben

mag . Um übrigens nachzuweisen , welchen praktischen Ein¬

fluß diese Kommissionen auf die Verwaltung des kirchlichen

Distriklsvermögens und auf die Vertretung der dabei berech¬

tigten Gemeinden , wenig st enszurZeir , üben wird , hat

Ihre Kommission aus der Revision des katholischen Oberkir -

chenrathes , wo ihr sowohl die erforderlichen Akten , als auch
die auf das Stistungswesen bezüglichen statistischen Notizen
mit dankenswerther Bereitwilligkeit vorgelegt worden , Erhe¬

bungen gemacht , deren Resultate in fotgensen bestehen : In

Folge der oben erwähnten Verordnung vom 10 . April 1833

übergingen 3333 kirchliche, nichtkirchliche und gemischte Lokal -

und DistriktsstistungenmiteinemVermögenvon41,650,550fl .
an die betreffenden Kreisregierungen , während nur noch 56

Stiftungen mit einem Vermögen von 9,087,400 fl . unter der

unmittelbaren Verwaltung des katholischen Oberkirchenraths
verblieben sind . Unter ersteren befinden sich aber nur 77

Distriktsstistungen mit einem Vermögen von 4,270,664 fl . und

zwar 5 im Unterrheinkreise , 17 im Mittelrheinkreise , 8 im

Oberrheinkreise , und 46 im Seekreise . Alle übrigen Stiftun¬

gen mit einem Vermögen von 37,389,886 fl . sind örtliche
und rverden in Zukunft , wie früher , durch eine von den Ka -

tholiken der berechtigten Pfarreien aus ihrer Mitte zu wäh¬
lende Stistungskommission unter dem Vorsitze des geistlichen
Vorstandes und unter der Aussicht des katholischen Oberstif¬

tungsraths ( 8 - 11 der Entschließung ) verwaltet . Von jenen
77 Distriktsftiftungen hat man bis dahin nur deren acht
mit einem Vermögen von 1,084,690 fl . als kirchliche be¬

trachtet , weßhalb auch nur auf sie die Bestimmung des Z. 6

vcr jüngsten Entschließung Aawenbunz finden wird . Allem

auch viele acht Stiftungen gehören mn einer »mbcdeittknveu

Ausnahme entweder nicht zu den kirchlichen over aber nicht zu
den Diftkiksstlftungen , weßhalb bei ihnen » ach Z. 21 der Ent¬

schließung der gegenwärtige Besitzstand in so lange unver¬
ändert zu blecken hak , bis über Veränderungen daS Einver¬

nehmen zwischen der Staate - und Kirchenbehörde vder geeig¬
neten Falls eme richterliche Entscheidung herbeigesührk wor¬

den ist .
Sre sind : 1 ) Der Konventsfond in Offenburg

mü einem dermaligcn Vermögen von 53,000 fl . Die diesen

Fond begründende Stiftung mit einer ursprünglichen Summe

von 30,000 fl . Hai die Bestimmung , daß diese den Kloster¬

frauen zu Offenburg , und würde das Klosterkonvcnt aufge¬
löst , sämmitlchcir bis zur letztlebenden Konventualin als pri¬
vatives , d. i. ausdrücklich als nicht dem Institut zustehrndeS
Eigenlhum gehören solle ; über den Zinsbetrag konnten die

Bedachten erst dann verfügen , wenn das Kapital mit Beirech¬

nung der Zinsen dw Summe von 50,000 fl . erreicht haben wird .

Letzteres ist jetzt der Fall , weßhalb die im dortigen weiblichen
Lehr - und Erziehungsinstitut sich befindlichen Frauen , welche
einen eigenen Verwalter aufgestellt , sich durch diesen nur über
die Erhaltung des Grundstocks von 50,000 fl. bei der Revi¬

sionsbehörde alljährlich ausweisen , über die Verwendung der

Zinse aber freiwillkürlich verfügen . Diese Stiftung ist also

ihrem Zweck nach keine kirchliche und bezüglich auf dw Berech¬

tigten keine Distriklsstifiung ; wellte man aber die Gemeinde

Offenbnrg als dabei bctheiligt , beziehungsweise als die berech¬

tigte Gemeinde betrachten , so würde gedachte Stiftung zn den

örtlichen gehören und unter den § . 4 der Entschließung fallen .

2 ) Der fünfunirte Kirchenfond zu St . Bla¬

sien mit einem Vermögen von 52,000 fl.

Dieses Vermögen wurde nicht für einen bestimmtes
Distrikt gestiftet , sondern vielmehr dadurch gebildet , daß

fünf Gemeinden des Bezirksamts St . Blasien , uämlich
die Gemeinden Menzenschwand , Bernau , Ibach , Urberg uav

Wittenschwand ihre kirchlichen Lokalstistuugen unter eine ge¬

meinsame Verwaltung gestellt haben und sich im Verwaltungs¬

rache durch ihren Pfarrer und katholischen Bürgermeister , so¬

wie durch einige von ihnen aus jeder Gemeinde gewählte Bei¬

geordnete vertreten lassen . Dadurch haben diese fünf Lokal-

fonde ihre ursprüngliche Eigenschaft nicht verloren und wer¬

den daher auch in Zukunft nach den Bestimmungen des Z. 4

der Entschließung um so mehr verwaltet werden müssen , als

deren Union in Folge der Zehnt - und Kircheubaulaften -Ablö -

sung nicht mehr fvrtbestehen kann . Dasselbe ist der Fall

3) bei dem Unionsfond in Bonndorf mit einem

an - 25 kirchlichen Lokalfonden gebildeten Vermögen v«a

500 .000 fl . ;
4 ) bei dem Union - fand in Meß kirch , dessen Ver¬

mögen von 190,000 fl . auS vier unter eine gemeinsame Ver¬

waltung gestellten kirchlichen Lokalfonden besteht ; fon-ie enslich

5 ) bei dem UnloaSfskd tll Tlüflllnflen miteins



au - zehn kirchlichen Lokalfonden gebildeten Vermögen von
223,000 fl .

Hiernach verbleiben also nur noch drei der unmittelbaren
Verwaltung der Seckreisregierung unterstehende kirchliche Di -

striktsstiftungcn , bezüglich welcher jedoch jene Regierung , von
der ihr nach 8 - 10 der Verordnung vom Jahr 1833 einge -
räumlen Befugniß Gebrauch machend , die untere Verwaltung
den betreffenden LokalstiflungSvorständen übertragen hat .

Diese drei Stiftungen sind : 6 ) der Kaplaneifond in
Büßlingen ( Anus Blumenfeld ) mit einem Vermögen von
10,200 fl. und mit der Bestimmung , die Pfarrbesoldungen
ja den Kirchspielsgemeindeu Büßlingen und Binningen auf -
zubcffern , sowie

7 ) diePfarrer Haßlach '
sche Stipendienstiftung

zu Langenrain ( Amts Konstanz ) mit einem Vermögen von
6290 fl., bestimmt zur Unterstützung zum Studium der Theo¬
logie für Studireade aus den Orten Langenrain und Frcu -
dcnihal , nach diesen aus den übrigen Orten der Grundherr¬
schaft von Bodmann . Endlich

8 ) die Lurzische Stipendienstiftung zu Ueberlin -

gen mit einem Vermögen von 50,000 fl . , ebenfalls zur Un¬
terstützung zum Studium der Theologie für nicht unter 18
Jahr alte Jünglinge , worunter wo möglich je zwei Bürgers -
söhne von Konstanz sein müssen .

Bon den unter der unmittelbaren Verwaltung des katholi¬
schen Oberkirchenraths verbliebenen 56 Stiftungen sind eben¬
falls nur deren wenige , nämlich 18 kirchliche , mit einem
Vermögen von 2,009,800 fl . , die übrigen aber mit einem
Vermögen von 7,077,600 fl . iheils weltlich , thcils gemischt .
Aber auch diese kirchliche Stiftungen sind wieder zum größten
Theile entweder Lokalstiftungen ( § . 4 der Entschließung ) oder
solche allgemeine Fonds , die jetzt gleich den Jnterkalarfonds
( § . 8 der Entschließung ) durch vom katholischen Oberstiftunzs -
ralhe aufgestellte Verrcchner verwaltet werden müssen und auf
die sonach die Bestimmungen des fraglichen § . 6 der Ent¬
schließung ebenfalls keine Anwendung finden . Eine Aufzäh¬
lung dieser einzelnen Stiftungen , die Angabe ihres Zweckes ,
sowie die Benennung der Berechtigten wird den erforderlichen
Beweis liefern .

Sie sind : 1 . Der Alumnatsfond in Bruchsal mit einem
Vermögen von 22,000 fl . zur Bildung wohlgesitteter Jüng¬
linge zum geistlichen Stande . Berechtigt sind die Gemeinden
deS vormaligen Hochstiftes Speyer .

2 . Die Paramentenkasse in Bruchsal mit einem Vermögen
von 10,000 fl . zur Unterstützung armer Kirchen bei Anschaffung
von Kirchenparamenten . Berechtigt sind dieselben Gemeinden .

3 . Emeritenfond mit einem Vermögen von 2300 fl . zur
Unterstützung armer dienstuntauglicher Geistlichen aus der vor¬
maligen Diözese Speyer vermittelst Haltung von Hilfsprie¬
stern .

4 . Seminariumsfond in Bruchsal mit einem Vermögen
von 15,500 fl. zur Bildung katholischer Geistlichen aus den
Kandidaten des vormaligen Fürstenthums Bruchsal ( Diözese
Speyer ) .

5 . Johann Nepomuk Bruderschaftsfond in Bruchsal mit
einem Vermögen von 10,000 fl . zur Bestreitung der Gebüh¬
ren für die Bruderschaftsandachten in dem ehemaligen Für¬
stenthum Bruchsal .

Da jedoch der eigentliche StiflungSzweck , der darin besteht ,
daß alle Jahre ein Gottesdienst abgehalten werden muß , nur
Weniges erfordere , so werden die Nevenüen -Ueberschüsse an
die allgemeine katholische Kirchenkaffe zu Karlsruhe abgeliefert
( unten Ziff . 6 ) .

Anmerkung : Die bis dahin unter Ziff . 1 bis mit
Ziff . 5 erwähnten kirchlichen nebst noch andern welt¬
lichen und gemischten Stiftungen sind solche , die Fürst¬
bischof August von Speyer , Graf von Lymburg -

Styrum für die Ortschaften seines fürstlichen Hochstif -
tcs bestimmt hatte , und wovon der Anthcil der Ortschaf¬
ten deS Fürstenthums jenseits des Rheines an diesen
Stiftungen , insoweit die dort theilweis angelegt gewese¬
nen Stiftunzskapitalien während der französischen Herr¬
schaft nicht einzezogen worden , nach § > 37 des Reichs -

deputations -Hauptabschlusses an Baden zur Verwen¬
dung für dieGesammtheit desGroßherzog -

thums gefallen sind , weßhalb sie auch bis dahin als

allgemeine Fonds behandelt wurden . ( Man ver¬
gleiche Rez . - Blait v . I . 1839 , Nr . 5 , Seite 29 .)

6 . Allgemeine katholische Kirchenkasse in Karlsruhe mit
einem Vermögen von 88,000 fl .

Sie ist bestimmt zur aushilfsweisen Bestreitung solcher ka¬
tholisch -kirchlichen Bedürfnisse im ganzenLande , zu deren
Befriedigung Niemand eine gesetzliche Verbindlichkeit hat oder
keine Mittel vorhanden sind. Die Einnahmen bestehen größ -
tentheils aus Zuschüssen anderer Fonds .

7 . Pfarrimerimsreveaüenfond in Karlsruhe mit einem
Vecmözcn von 103,000 fl . , bestimmt zur Bestreitung allge¬
meiner katholischer -kirchlicher Bedürfnisse , als : Aufbesserung
gering dolirter Pfründen , Unterstützung von Geistlichen , Vi¬
kars - und Pfarrverweserögehalte , Tafeltitel , Pensionen , Zugs -
koften u. s. w .

In diesen Fond fließen die Jnterkalargesälle jener Pfarreien ,
welche in den Mittelrheinkreis gehören .

8 . Dem Fabrikfond in Konstanz mit einem Vermögen von
325,000 fl . zur Bestreitung der Aniversarien der Bruder -
schafls - und Almosen - Stistungen , der Kirchenbedürfnifse und
der baulichen Unterhaltung der Kirche .

Die jährlichen Ueberschüsse dieser Lokalstiftung fließen in
die allgemeine Kirchenkasse ( oben Ziffer 6 ) .

9 . Dominikanerfond zu Konstanz mit einem Vermögen
von 111,000 fl . , bestimmt zur Bestreitung der Kosten für
Aniversarien .

Bon den Ueberschüffen fließen jährlich 2000 fl. in den Ne -
ligionsfond zu Freiburg .

10 . Johann von Nepomuk Bruderschaftsfond in Konstanz
mit einem Vermögen von 31,000 fl . , ebenfalls zur Bestrei¬
tung der Kosten für Aniversarien bestimmt .

Von den Ueberschüffen fließen alljährlich 680 fl . in die all¬
gemeine katholische Kirchenkaffe ( oben Z »ff. 6 ) .

11 . Meersburger Priesterhausfond mit einem Vermögen
von 133,000 fl . Hieraus werden Beiträge zur Erhaltung
des Priesterseminars in St . Peter und zur Verpflegung geist¬
licher Sträflinge geleistet .

Unter dem Vermögen ist der Anschlag für das verlassene
Seminariumsgebäude mit 67,700 fl . begriffen .

12 . Radolfszeller Religionssond mit einem Vermögen von
51,000 fl . Dieser ist ein Filialfond des Freiburger Neli -

gionsfonds , leistet einige Kompetenzen an Kirchendiener , hat
eine Bauverpflichtung , und liefert seine Ueberschüsse an den
Hauplfond nach Freiburg ab .

13 . Neligionefond deS ober » Fürsteuthums mit einem
Vermögen von 53,000 fl. , bestimmt zur Aufbesserung gering
dotirtcr Pfründen durch Beiträge und Abgabe gestifteter Meß¬
stipendien .

Zur Dotation der Alumnatskasse in Freiburg werden jähr¬
lich 1100 fl . abgegeben .

14 . Pfarrinterimsrevenüen - Hartptfond in Frciburg mit
einem Vermögen von 136,000 fl . — Zweck wie Ziffer 7 .

In diesen Fond fließen die Jnterkalargefälle jener Pfar¬
reien des Bisthums Konstanz , welche ehemals nicht öster¬
reichisch waren .

15 . Religionsfond in Freiburg mit einem Vermögen von
850,000 fl . Zweck wie Ziff . 7 .

Unter den Einnahmen sind auch Zuschüsse von andern

Fonds und Jnterkalargefälle vakanter Pfründen der vormals
österreichischen Orte des Breisgaues und der Ortenau be¬

griffen .
16 . Thenenbacher Pfarrfond mit einem Vermögen von

24,000 fl .
Das Vermögen der aufgelösten Pfarrei zu Thenenbach

wurde admasstrt und zur Dotation der zu Lahr errichteten ka¬

tholischen Pfarrei verwendet .
17 . Pfarrinterimsrevenüen - Hauptfond in Heidelberg mit

einem Vermögen von 23,000 fl . — Zweck wie Ziffer 7 .
18 . St . Agatha -Fond in Seelfingen , Amts Ueberllngen ,

mit einem Vermögen von 22,000 fl . , bestimmt zum UntcrlM
des Pfründnießers ; da aber der Gottesdienst von der benach¬
barten Pfarrei versehen , wird , so erhält der betreffende Vikar
eine Zulage .

Diese Nachweisungen mögen gezeigt haben , daß das Ver¬

mögen der d ermaligen kirchlichen Distrikts stiftungcn , welches
nach § . 6 der Entschließung durch die zu bildenden Kommis¬
sionen verwaltet werden solle , sich auf ein Minimum reduzirt
und daher das gegen diese Verwaltungsweise erhobene Be¬
denken wenigstens zur Zeit einer praktischen Grundlage
entbehrt , später jedoch, und zwar in dem Falle an Bedeutsam¬

keit gewinnen kann , wenn die im HP1 der Entschließung vor -
hLhnstene wxiteg^ Vereinbarung zwischen der Staats - und
Kirchenbehörde oder richterliche Entscheidung erfolgen und
dör einstweilen gesicherte Besitzstand geändert werden wird .

Es , olle nämlich nach diesem § . 2 l hinsichtlich der jähr¬
lichen ober sonst fortlaufenden Leistungen aus kirchlichen
Fonds für Schul - , Kranken - und Armenpflege , sowie umge¬
kehrt hinsichtlich solcher Leistungen aus Gemeindemitteln , so-

'

weit die großh . Regierung darüber Verfügungsgewalt hat ,
ober aus milden Fonds für kirchliche Zwecke und hinsichtlich
der Frage , ob Stiftungen als weltliche oder kirchliche zu be¬
trachten seien , der gegenwärtige Besitzstand in so lange unver¬
ändert bleiben , bis über Veränderungen das Einvernehmen
zwischen der Staats - und Kirchenbehörde oder geeigneten
Falls eine richterliche Entscheidung herbeigeführt worden ist.

Erfolgt später ein oder das andere , so ist es leicht gedenk¬
bar , daß gemischte Distriktsfonds , d. h . solche, die theils kirch¬
lich , lheils nichtkirchlich sind , und bei welchen sich sowohl die
großh . Regierung als das erzbischöfliche Ordinariat die Auf¬
sicht über ihre dermalige Verwaltung , und zwar letzteres in
Ansehung des Kircheuvermögens , erstere hinsichtlich des milden
Stiftungsvermögens nach § . 20 der Entschließung Vorbehalten
haben , oder auch andere seither als weltlich behandelte Di¬
striktsfonds , entweder im gegenseitigen Einvernehmen oder in
Folge einer richterlichen Entscheidung als kirchliche erklärt
und dadurch die Zahl der kirchlichen Distriktsstiftungen in einer
Weise vermehrt würden , die eine wirksamere , wen » auch
kostspieligere Vertretung der dabei berechtigten Gemeinden
wünschenswertst machte .

Ihre Kommission , meine Herren , glaubt hiernach von einer
Reklamation des § . 6 ofterwähnler Entschließung Umgang
nehmen und Ihnen nur in letzterer Richtung den Antrag
stellen zu sollen :

„ Die hohe Kammer wolle den Wunsch in das Protokoll
niederlegen : es möge die großh . Negierung anläßlich der nach
8 > 21 der Allerhöchstlandesherrlichen Entschließung vom
20 . November 1861 , die Verwaltung des kath . Kirchenver « -
mögens betreffend , in Aussicht gestellten weiteren Verhand¬
lungen auf eine wirksamere , dem § . 10 des Gesetzes vom
9 . Okt . 1860 mehr entsprechendere Vertretung der bei kirch¬
lichen Distriktsstiftungen berechtigten Gemeinden Bedacht
nehmen ."

Eine weitere Allerhöchstlandesherrliche Ver¬
ordnung vom 28 . Februar 1862 , die Verwaltung
des evangelischen Kirchenvermögens betreffend
( Neg . -Bl . Sir . 10 , Seite 87 ) .

Hiernach solle zum ebenfallsigen Vollzüge des § . 10 des
Gesetzes vom 9 . Oktober 1860 über die rechtliche Stellung
der Kirche, : und kirchlichen Vereine im Staate die Verwal¬
tung des den Bedürfnissen der evangelischen Kirche gewidme¬
ten Vermögens von dem evangelischen Oberkirchenrathe , dessen
sämmtliche Mitglieder der großh . Regierung genehm sein
müssen , insolange nach den in der Verordnung näher angege¬
benen Bestimmungen geführt werden , als nicht die evangelische
Kirche die Einsetzung einer besonderen , von ihr und von der
großh . Staatsregierung zu ernennenden Behörde vorzieht ,
oder letztere ihrerseits eine derartige Anordnung begehrt .
Nach jenen Bestimmungen werden nämlich , wie solches in
Folge der oben unter Ziff . 3 erwähnten Allerhöchstlandesherr¬
lichen Entschließung vom 5 . September 1861 bezüglich auf
das katholische Kirchcnvermögen zu geschehen hat , künftighin
auch hier das örtlich , das ist , das für ein einzelnes Kirchspiel
bestimmte Vermögen , durch den betreffenden Kirchengemeinde -
rath unter Aufsicht des evangelischen Oberkirchenrathes , die
für das ganze Land oder für ganze Landestheile be¬
stimmten kirchlichen Fonds aber durch gedachten Oberkirchen¬
rath vermittelst hierzu aufgestellter Rechner verwaltet . In
welcher Werse das kirchliche Distriktsvermögcn verwaltet
und wie die dabei berechtigten Gemeinden vertreten sein sollen ,
ist in belobter Verordnung nicht gesagt , weßhalb Ihre Kom¬
mission desfallsige Erhebungen zu machen für nothwendig er¬
achtete , dabei jedoch zu dem auch von der großh . Regierung
als richtig anerkannten Resultate gelangte , daß evangelisch
kirchliche Distriksstiftungen keine bestehen , sonach jede Be¬
stimmung über deren Verwaltung als gegenstandslos wegfällt .

Verantwortlicher Redakteur :
vr . I . Herm . Krocnlein .

L- 7» Jn - ustrie-Borfe in Stuttgart .
Börsentag Montag den 5. Mai.
Z. i .575 . Bad Gleisweiler .

Eisenbahn - und Telegraphenstation Land au in der Rheinpfalz , 2 '̂ Stunden
von Mannheim entfernt .

Rationelle Behandlung chronischer Krankheiten durch Kaltwasserkur , Dampfbäder , Kiefernadel '
bädrr , Molken , Electrogalvanismus und Gymnastik , in geschützter, milder und anerkannt gesunder
2»- «, 1000 Fuß über der Mecrcsfläche . . . . . . . . .

Näheres durch den seit 19 Jahren der Anstalt vorstehenden , rm Kurhause wohnenden Arzt vr . L .
Schneider . Prospekt durch den Buchhandel , bei E . Kaußler in Landau .

Z.i .504. Lahr i. B .

Champagner - Weine .
Das Hans in ^ areuil-sui -^

( OliaMPÄFlltz )
hat mir für Süddeutschland den Verkauf seiner Weine übertragen , und durch ein Lager
auf hiesigem Platze in den beliebten und vorzüglichen Sorten Mouffeur :

LÜlerzf , L (Zarte dlaiiede ,
bin ich den Stand gesetzt, gefällige Aufträge zu den gleichen Preisen , wie direkt bezogen ,
schnellstens auszuführea . _ _

AkieV ALawne ? ,
Wcinhandlnng .

Z .i .47 . Frankfurt a . M .

Freiburger Fl . 7 Anlehensloose .
Gewinne Fr « 0,01 »V, 5« ,<»<»<>,

20 , <» <» <» eie .
Zieh ung am 13 J uni

Königl. Schwedische 10 Thlr. Loose.
Gewinne : Lylr. 2S,i -iZO, 2i »,voo , ete. vte.

Ziehung um Z Mm.
Für sichere und vortheilhafle Anlagen kleiner Kapitalien und Ersparnisse empfehlen wir

diese Staats - Anlehensloose zum TagescourSund ertheilen jede zu wünschende Auskunft , sowie
Verloosungspläne gratis .

Baß Si. Sank- und Mchletgelchäft
in Frankfurt a. M . , Paradeplatz Nr . 2.

Z .i .638 . Stuttgart .

I. große Knnstanction
der perman . Kunstausstellung

von OelgcmLlden , Handzeichnungen , Kupferstichen , Glasmalereien u . s. w . der Litern und neuern Zeit . Die
betreffenden Gegenstände sind Montag den 28 . d . M . im Vestibüle der Königsbaues ausgestellt und findet die
Versteigerung Dienstag den 29 , d . M ., von 9 — 12 und von 2 — ö Uhr , statt .



z W « ° > » » » Die Magdeburger

Fcuerversscherungs - Gesellschaft
mit einem Grundkapitale von Acht Millionen Sieben Hundert und Fünfzig Tausend Gulden,

in 5000 Aktien n 1750 Gulden, von denen 2700 Stück emittirt sind ,
übernimmt zu billigen , festen Prämien Versicherungen gegen Feuersgefahr sowohl in Städten , als auf dem Lande , auf bewegliche

In der Billigkeit ihrer Prämiensätze steht dieselbe gegen keine andere solide Anstalt nach , auch gewahrt sie

bei Versicherungen auf längere Dauer bedentende Bortheile . .
Bei Versicherungen gesetzlich zugelaffcner Gebäudefünftel ist dieselbe bereit , durch Uebereinkunft mit den Hypothekglaubigern deren

Interessen für den Fall eines Feuerschadens aufs vollständigste zu sichern , in welcher Beziehung dieselbe besonders vorsorgliche Einrichtungen

getroffen hat .
Beschädigungen durch GaS - Erplosion werden den Feuerschäden gleich erachtet und vergütet . . «
Ueber die sehr blühenden Zustände der Gesellschaft gibt der nachfolgende kurze Auszug auS dem diesjährigen Rechnungsabschlüsse voll¬

ständige
^ de,, , Abschlüsse der Magdeburger Feuerversicherungs - Gesellschaft für das Rechnungsjahr 1861 .

Grnnd -Kapital , vermehrt zufolge der revidirten Statuts von 1857 aus .

Kapital - Reserve . 186 .712 fl . 34 kr .

Prämien -Rescrve . a
'

Brandschaden-Reserve . . 370,804 st . 18 kr.
Betrag sämmtlicher baar vcrhandener Reserven 2,112,528 fl. 44 kr .

Prämien -Reserve der « och zn vcreinnahmendenPrämien . . »m
'
7^ 227 fl 15 kr

'

Lumme der im Jahr 1881 laufend g»we,enen Versicherungen .
^

1 .860 .759,227 fl. 15 kr.

Prämien -Einnahme : baar . fl . 59 kr.

8,750,000 fl . - kr .

Vortrag aus dem Jahre 1860 1,415,400 fl . - kr .
4 . 867,334 fl . 59 kr.
2,543,504 fl . 41 kr.

15,633,351 fl . 29 kr .« e »al,lte Brandschäden, ei,»schließlich des Vortrages für noch schwebende . . . . . . . . . . . .
Während des 18jährigen Bestehens wurden bis zum Schlüsse des Jahre « 1861 an 20.001 Brandbeschadigte Ersatz gezahlt . .

Der Unterzeichnete Hauptagent für das Großherzogihum Baden , sowie die zu dessen Ressort gehörigen Agenten werden jede weitere Aus¬

kunft bereitwilligst erlheilen und nehmen Versicherungsanträge gerne entgegen . _ . . . .Karl Stomps , gauptageut m Kartsrahe,-

m

Im Seekreise :
Bonndorf W . Armbruster, Thierarzt ,
Constanz Ioh . Hierlinger ,
Donaueschingen M . Ganter , Kaufmann,
Engen I . Käst, Kappenmacher ,
Heiligenberg P . Leibinger,
Meßkirch Marq . von Briet , Chirurg ,
Obrrtenzkirch, A. Trib . Ioh . Schöpperle .
Oberuhldingen , A . Salem , Leopold Urnau ,
Radolfzell C . F . Bauer , Gerichtsvollzieher ,
Stockach K. Scheuch,
Stetten a. k. M . Ioh Beil , Kaufmann,
ViUingeo Joseph Meeder jun. ;

Im Oberrhrinkreise:
Altbreisach Martin Meyer ,
Brombach , A . Lörrach, Ioh . Reinacher, Kaufmann,
Freiburg i . Br . F . I . Fink , Kaufmann,
Fnrtwangrn Cdr . Haller , Koinnussionär,
Hornberg B . Bickel , Rcchnung - steller ,
« andern Ernst Schöpfliu , Kansmann,
Müllheim Alois Peter , Gerichtsvollzieher ,
Orschweier , A . Eitenh , M . Hämmerte,
Schopfheim Ehr . Tsckira , Kaufmann,
St . Blasien Karl Löffler , Kaminfegermeister ,
Waldkirch H . A . Grafmüllrr , Kaufmann,
Waldshut Sodapp , Kaminfegermeister ,
Wehr E . L. Treffzger , Accisvr ;

Im Mittelrhtinkrkise :
Achern G . Allgeier , Gerichtsvollzieher ,
Baden A . Braunagel , Kommissionär,

in Brette « A . Lindner , Kaufmann ,
. Bruchsal G . L . Ebner , Kaufmann,
, Gaisbach , Amts Oberkirch, Math . Beck, Kaufmann ,
, Gernsbach S . Zeis , Gastwirlh,
. Haslach Lambert Braun , Gemeinderath ,
„ Ittlingen , Amts Eppiugen, I . Vierling , Kaufmann,
» Lahr Friedrich Wokrer , Kaufmann,
, Müklbnrg , L.A . Karlsruhe, PH. Baumann , Rathschreibcr,
, Offenbnrg Karl Debold, Kaufmann,
, Palmbach , O .A. Durlach , I . L. Iourdan , Altbürgermeister ,
. Pforzheim Fried . Wevretker , Kaufmann,
. Rastatt C . Lauteinann , Oberlhierarzt ,
. RuSheim , L.A . Karlsruhe, Friedr. Mayer , Gemeinderechner ,
, Stafforth , L. A. Karlsruhe, Wilhelm Hecht, Kaufmann;

Im Anterrheinkrkise :
in Adelsheim I . F . Rail , Kaufmann ,
. Boxberg I H. Jung , Thierarzt ,
, Buchen F . A . Reisrmann , Kaufmann,
, Heidelberg E . Winter , Kaufmann,
. Külsheim , A . Bischvfsh . a . T ., D . Eckardt, Accisvr ,
. Ladenbnrg Samuel Kaufmann , Handelsmann,
„ Leimen, O.A . Heidelberg , Moritz Iacobi , Handelsmann,
, Mannheim Mich . Wirsching » Kaufmann,
, Mosbach C . Wippermann , Lithograph ,
, Neckarbischofskeim Leop. Bär , Kaufmann,
. Philippsbnrg Cornelius Herr, Landwirth ,
. Schwetzingen Mich . Klee , Gerichtsvollzieher ,
. Tauberbischofsheim Leopold Frank , Kaufmann,
, Wrinheim I . A . Fild , Kaufmann ,
, Wertheim Konst. Müller , Kaufmann,
, WieSloch PH. Weckel, Chirurg .

Alllllllltt-Zllilllll
1862.

Bad Homburg
bei Frankfurt a . M .

Smmel -Saijok
1862.

Die Heilkraft der Quellen Homburgs macht sich mit großem Erfolge in allen Krankheiten geltend , welche durch die gestörten

Funktionen des Magens und des Unterleibes erzeugt werden , indem sie einen wohlthätigen Reiz auf diese Organe ausüben , die abdominale

Zirkulation in Thätiqkcit setzen, und die Verdauungsfähigkeit regeln ; auch in chronischen Leiden der Drusen des Unterleibs ,

ick, d- r s - ker und Milr : bei der Gelbsucht , der Gicht r^ , sowie be» allen den mannichsachen

Im Badehause werden Mineralwasser - und Flchtennadel -Bader gegeven , unv evenfv flnver man zurr gn , rmgrrny .rrr gmvvuvcr .

Molken werden von Schweizer Alpensennen des Kantons Appenzell aus Ziegenmilch durch doppelte Scheidung
zubrreitet , und in der Frühe an den Mineralquellen , sowohl allein , als in Verbindung mit de » verschiedenen Mineralbrunnen , verabreicht .

Das großartige Konversationshaus , welches das ganze Jahr hindurch geöffnet bleibt , enthält prachtvoll dekorirte

Räume , einen großenBall - und Concertsaal , einen Speise - Salon , Kaffee « und Rauchzimmer , mehrere geschmackvoll

ausaestattete Conversationssäle . wo Irente - st - lZuarsnte und lloulvltv unter Gewährung außergewöhnlicher Vortheile aufliegen , indem

ErstereS mit einem halben und Letzteres mit einem Lers » gespielt wird . Die tägliche Bankeinlage am revnte - vt- üu »-

rsnte ist auf 300,000 Franken , das Marimum auf 12,000 Franken festgesetzt . - Das große Lesek abinet ist dem Publtkum

unentgeltlich geöffnet , und enthält die bedeutendsten deutschen , französischen , englischen , italienischen , russischen , pol¬

nischen und holländischen politischen und belletristischen Journale . Der elegante RestaurationS - Salon , woselbst nach der

Karte gespeist wird , führt auf die schöne Asphalt -Terrasse des Kurgartens . Die Restauration ist dem rühmlichst bekannten Hause

Ollsvst aus Paris anverlraut .
Das Kur -Orchester , welches 40 ausgezeichnete Musiker zählt , spielt dreimal des TagS , Morgens an den Quellen , Nachmittags

im Musik - Pavillon des Kurgartens , und Abendö im großen Ballsaale . ^ ^ . .
Bad Homburg befindet sich durch d»e Vollendung des rheinischen und Ba »ensch -Oest erreich,scheu Eisenbahnnetzes im Mittelpunkte

Europa ' s . Man gelangt von Wien in 24 Stunden , von Berlin in 15 Stunden , von Paris in 16 Stunden , von London in 24 Stunden ,

von Brüssel und Amsterdam in 12 Stunden vermittelst direkter Eisenbahn » ach Homburg . Zwanzig Züge gehen täglich zwischea Frankfurt

und Homburg hin und her — der letzte um 11 Uhr — und befördern die Fremden in einer halben Stunde ; es wird denselben dadurch

Gelegenheit geboten , Theater , Eoncerte und sonstige Abendunterhaltungcn Frankfurts zu besuchen . Z i .642 .

zh« " ^Hein -Dampfschifffahrt . .
Maische und Dössel dorser Gesellschaft.

Abfahrten von Mannheim vom 1 . April 1862 .
Täglich 8 Uhr Morgen» nach Cöln — Düsseldorf—Arnheim ,

! >/ , Uhr Nachmittag « nach Mainz an Zug von Basel,' Montags , Mittwoch«, Freitags und Sonntag - nach Rotterdam ,
Montag « und Mittwoch» nach London ,

von Main » 7 , SV- , UV » nach Cöln , « Uhr Abend« nach Coblenz
Mannheim , im März 1862. » it Agentschaft

Glacee » L Ateitzctvd .

Z .i.629 . Karlsruhe .

Akkordbegebuny .
Die Errichtung eines Blitzableiter» auf die Kii

zu Knielingen soll im Wege eiuzureichenderAngeb
m Akkord gegeben werden.

Die betreffenden HandwerkSleutc, als Schlosser u
Schieferdecker , werden eingeladen, die hierüber aus
stellte Kostenberechnung bei Unterzeichneter Stelle e
zusehen und ihre Angebote längsten- bis zum 3 . M
d . I . anher einzureichen .

Karlsruhe , den 24 . April 1862.
Großh . Bczirks- Bauinspektion.

C. Kuentzle .
Z .i .531 . Nr . 299 . Staufen . ( Holzverst

gerung .) Au- Domänenwaldungen werden , r
halbjähriger Borgfrist , versteigert.

Montag d « n 5. Mai d. I . ,

in den Distrikten Diezelbach und Metzenbach , Gemar¬
kung Untermünsterthal :

-/ ^ Klftr . eichene SteckspLlter , 9' lang , Klftr .
eichene« Stutzholz , 4' lang , 25 '/ » Klftr . buchene «, 10'/«
Klftr . eichene» , 84-/ » Klftr . tannene « Scheit - und
Klotzholz . 31 -/« Klftr . gemischtes . 7 Klftr . tannene«
Prügelholz , 2175 buchene und 1600 tannene Wellen
und 8 LooS Abfallreis ;

Dienstag den 6. Mai d. I .,
im Distrikt Riggeubach :

2-/» Klftr . buchene« , 98-/ » Klftr . tannene « Schrit -
und Klotzholz , 7 Klftr . tannene «, 11 Klftr . gemischtes
Prügelholz , 575 tannene und 1200 gemischte Wellen ;

Donnerstag den 8 . Mai d. I .,
im Distrikt Glasersgrund :

91-/ » Klftr . buchener, 18 '/ , Klftr . tannene « Scheit ,
und Klotzholz , 29 Klftr . buchene « , 7 Klftr . tannene »
Prügelholz , 875 buchene und 800 tannene Wellen, und

in den Distrikten Schindler und Psafsenbach:
45-/ » Klftr . buchenes , 20 Klftr . tanneneS Scheit -

und Klotzholz , 30 Klftr . buchene «, 10 Klftr . tannene «
Prügelholz , 1400 buchene und 750 tannene Wellen ;

Montag den 12 . Mai d I .,
im Distrikt GlaSyoswald , Gemarkung Obermün -

sterthal :
71 Klftr . buchene « und 15 Klftr . tannene « Scheit-

und Klotzholz , 22 Klftr . buchene « und gemischte«
Prügelholz , 1200 gemischte Wellen und 1 Lvo» Ab -
fallreiS.

Die Zusammenkunft ist am 5. im Diezelbach , am
6 . im Riggenbach , am 8 . in der Neumühle zn Unter¬
münsterthal und am 12 . im Spielweg zu Obermün «
sterthal, jeweils Vormittags 10 Uhr .

Staufen , den 19 . April 1862.
Großh . bad. Bezirkrsorstei.

Meel .
Z .i .623. Nr . 3422. Breisach , ( « u fforde .

rung . ) Die Pfarrpfründc Wasenweiler behaupte»,
daß ihr seit unfürdenklichen Zeiten in Folge einer '

Schenkung da - Eigenthuin von 2 Mann -Hauet 40
Ruthen Acker auf dem Neunkirchenseld, Gemarkung
Jhringen , neben der Vizinalstraße und Johann Kel¬
ler'» Witlwe von Wasenweiler, zustehe, daß aber der
Gcmeinderalh von Jhringen den Eintrag und die Ge¬
währ ihre« Eigenthum - rechleS verweigere, weil e» un¬
gewiß sei , ob nicht noch andere Persönlichkeiten Eigen -
lhumSansprüche geltend machen . E« werden nun alle
Diejenigen , welche lehenrechtliche , fideikonimissarische
oder irgendwelche dingliche Rechte auf diese- Grund¬
stück geltend mache« wollen , aufgefordert , ihre An-
fprüche

binnen zwei Monaten
anzumelden, als sie sonst der Pfarrpsründe Wasenwei.
ler gegenüber verloren gehen .

Breisach , den 17 . April 1862.
Großh . bad . Amtsgericht.

Schmidt .
Z . i .373 . Nr . 3756 . Radolfzell . ( UrtheilS -

verkündung .) Nachdem auf unsere Aufforderung
vom 18 . Februar d . I . , Nr . 1662. auf den dort de-
zeichneten Bauplatz , welchen Magnus Brütsch von
Randcgg von den Erben de« Thomas Schopp er da¬
selbst gekauft, in der bestimmten Frist lehenrechtliche
oder fideikommisfarische Ansprüche, oder in de» Grund -
und Pfandbüchern nicht eingetragene, auch sonst nicht
bekannte dingliche Rechte , nicht geltend gemacht wur¬
den , so werden sie dem neuen Erwerber gegenüber für
erloschen erklärt.

Radolfzell, den 8 . April 1862 .
Großh . bad. Amtsgericht.

D i e t f ch e.
rät . H öll , A. j .

Z .i .641 . Nr . 6786. Ueberlingen . (Auffor¬
derung .) Konrad Lederer von Wahlweiler, wel.
chep sich v»r 13 Jahren nach Amerika begab , und über
dessen Leben und Aufenthalt seither nichts mehr be¬
kannt wurde, wird aufgefordert,

binnenJahreSsrist
dahier zu erscheinen , widrigenfalls er für verschollen
erklärt und sein Vermögen den sich anmeldendeir näch¬
sten Anverwandten in fürsorgliche» Besitz übergebe»
werden würde.

Ueberlingen, den 23 . April 1862.
Großh . bad . Bezirksamt.

E l f n e r .
Z . i . 394. Nr . 3113 . Baden . ( Aufforde¬

rung . ) Aloys Schwarz von Ebersteinburg ist im
Jahr 1845 als lediger Zimmermann nach Amerika
gereist und hat seit dem Jahr 1850 keine Nachricht
mehr von sich gegeben . Aus Antrag seiner nächsten
Anverwandten wird derselbe hiermit aufgefordert ,

binnen Jahresfrist
seinen gegenwärtigen Aufenthaltsort tp.eher anzuzei-
gen . widrigenfalls er für verschollen erklärt und sein
zurückgelasfenes Vermögen seinen gesetzliche» Erben in
fürsorglichen Besitz überwiesen werden würde.

Baden, den 31 März 1862.
Großh . bad. Bezirksamt .

K u n tz.
Z . i .442 . Nr . 3533 . Müllheim . ( Auffor¬

derung . ) Johanna , geb . Deis . Wittwe de«
7 Schreiners Jakob Lang von kiel, hat . nachdem die
gesetzlichen Erden auf die Erbschaft verzichtet, um Ein¬
setzung in Besitz und Gewähr de« Nachlasses ihre«
Ehemanne« gebeten . Etwa Näberbnechliqte haben
ihre Ansprüche

binnen 2 Monaten
dahier geltend zu machen, ansonst dieser Bitte entspro¬
chen würde.

Müllheim, dm 12. April 4862 .
Großh . bad . Amtsgericht.

Stein .
, ^ vilt. Lederte .
Z .».267. Nr . 5929. Mosbach . ( Aufsorde -

. rung .) Die Witlwe de « -j- Gendarmen Tobias E g -
ner von Sulzbach , Bertha , geb . Roth , von Kandern
hat um Einweisung in Besitz und Gewähr der Verlaf-
senschaft ihre« Ehemanne » nachgesucht . Diesem Ge¬
suche wird stattgegeben, wenn

innerhalb 6 Wochen
keine Einsprache erfolgt.

Mosbach, den 8 . April 1862.
Großh . bad. Amtsgericht.

Hirschhorn .
Z .i .270 . Nr . 5836 . Mosbach . ( Aufforde¬

rung . ) Die Witlwe de« f Schuster« Andrea « Buh¬
ler von Fahrenbach, Katharina , geb . N oe, hat « n
Einweisung in Besitz und Gewähr der Verlässenschssi
ihre« Ehemannes nachgesucht . Diesem Gesuch wird
stattgegeben , wenn

innerhalb sechs Wochen
keine Einsprache erfolgt.

Mosbach, den 7 . April 1862.
Großh . bad. Amtsgericht.

Hirschhorn .

Druck und Berlag der G. vr « » « ' ! che » Hofduchdrnckeret,
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